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Vorblatt 


Entwurf eines Fünften Gesetzes 
zur Änderung des Wasserhaushaltsgesetzes 

(Antrag der Abgeordneten Schoettle, Dichgans r Kirst 

und Genossen) 


A. Zielsetzung 

Unter den vielfältigen Aufgaben des Umweltschutzes kommt 
dem Kampf gegen die Verunreinigung und übermäßige Bean- 
spruchung der Gewässer besondere Bedeutung zu. Einerseits 
gehört der Wasserschatz zu den wichtigsten und unentbehrlich- 
sten Gütern der Allgemeinheit. Andererseits drohen den Ge- 
wässern mit der fortschreitenden Technisierung, der Konzen- 
tration der Siedlungen und Industrien sowie dem wachsenden 
Anfall schädlicher Abfallstoffe erhebliche Gefahren. Daher müs- 
sen zunehmende Anstrengungen zur Reinhaltung und Sanie- 
rung der Gewässer unternommen werden. An dieser Aufgabe 
gemessen, weist das geltende Recht des Wasserhaushaltsgeset- 
zes und der Landeswassergesetze Lücken und Mängel auf, die 
es im Rahmen des Möglichen zu beheben gilt. 


B. Lösung 

Der Entwurf eines Fünften Gesetzes zur Änderung des Wasser- 
haushaltsgesetzes strebt an, das rechtliche Instrumentarium zur 
Kontrolle der Gewässerbenutzungen, insbesondere der Einlei- 
tung gefährlicher Stoffe, zu verbessern. Das entscheidende Ge- 
wicht wird dabei auf die effektive Vorkontrolle gelegt. Zu 
diesem Zweck sollen den zuständigen Behörden übersichtlichere 
und auf die wesentlichen praktischen Bedürfnisse zugeschnit- 
tene rechtliche Mittel sowie verbindliche und rational kontrol- 
lierbare Richtwerte in die Hand gegeben werden. 

Der Entwurf stützt sich auf die Rahmengesetzgebungskompe- 
tenz des Bundes nach Artikel 75 Abs. 1 Nr. 4 des Grundgesetzes 
und hält sich in den hierdurch gesteckten Grenzen. Eine konkur- 
rierende Gesetzgebungskompetenz des Bundes auf dem Gebiet 
des Wasserhaushalts setzt er nicht voraus. 
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C. Alternativen 

keine 

Der bereits vorgelegte Regierungsentwurf eines Vierten Ge- 
setzes zur Änderung des Wasserhaushaltsgesetzes (Drucksache 
W2869) stellt keine Alternativen dar. Die beiden Entwürfe 
ergänzen sich vielmehr bei übereinstimmender Zielsetzung. 


D. Kosten 

Dem Bund werden durch die Ausführung des Gesetzes keine 
neuen Kosten entstehen. 

Den Ländern bzw. Gemeinden und Gemeindeverbänden können 
zusätzliche Kosten erwachsen, soweit die bisher nur für un- 
mittelbare Gewässerbenutzungen geltende Kontrolle auf mittel- 
bare Einleitungen erstreckt wird. 
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Antrag 

der Abgeordneten Schoettle, Dichgans, Kirst und Genossen 


Der Bundestag wolle beschließen: 


Entwurf eines. Fünften Gesetzes 
zur Änderung des Wasserhaushaltsgesetzes 


Der Bundestag hat mit Zustimmung des Bundes- 
rates das folgende Gesetz beschlossen: 


Artikel 1 

Das Gesetz zur Ordnung des Wasserhaushalts 
(Wasserhaushaltsgesetz) vom 27. Juli 1957 (Bundes- 
gesetzbl. I S. 1110), zuletzt geändert durch das Ko- 
stenermächtigungs-Änderungsgesetz vom 23. Juni 
1970 (Bundesgesetzbl. I S. 805), wird wie folgt ge- 
ändert: 

1. § 3 wird wie folgt geändert: 

a) Nach Absatz 2 wird folgender neuer Absatz 3 
eingefügt: 

„(3) Soweit es das Wohl der Allgemein- 
heit, insbesondere der Schutz der Gewässer 
vor vermeidbaren Verunreinigungen, erfor- 
dert, kann das Einleiten und Einbringen von 
Stoffen in Gräben oder Kanalisationen, aus 
denen die Stoffe in ein Gewässer im Sinne des 
§ 1 gelangen (mittelbares Einleiten oder Ein- 
bringen), in bestimmten Gebieten oder in be- 
stimmten Fällen wie eine Benutzung behan- 
delt werden." 

b) Der bisherige Absatz 3 wird Absatz 4. 

2. § 5 wird wie folgt geändert: 

a) Satz 2 erhält folgende Fassung: 

„Wird das Wasser auf Grund einer Bewilli- 
gung benutzt, so müssen die Maßnahmen 
nach Nummer 2 und 3 mit der Benutzung 
vereinbar und für den Benutzer oder für Vor- 
haben der Art, denen die Benutzung dient, 
wirtschaftlich vertretbar sein." 


b) Der bisherige einzige Absatz, bestehend aus 
dem bisherigen Satz 1 und dem Satz 2 in der 
vorstehenden Fassung, wird Absatz 1. 

c) Es wird folgender Absatz 2 angefügt: 

„(2) Für alte Rechte und alte Befugnisse 
(§ 15) gilt Absatz 1 entsprechend." 

3. § 7 wird wie folgt geändert: 

a) Der bisherige einzige Absatz wird Absatz 1. 

b) Es werden folgende Absätze 2 bis 4 angefügt: 

„(2) Die Erlaubnis ist eine einfache oder 
eine gehobene (§ 12 a). 

(3) Eine einfache Erlaubnis kann nur er- 
teilt werden, wenn 

1. mit Einwendungen Dritter nicht zu rech- 
nen ist, 

2. eine alte Benutzung im Sinne des § 17 
den Gegenstand bildet oder 

3. der Unternehmer dies beantragt. Der An- 
trag ist zum Zwecke der vorläufigen Zu- 
lassung einer Benutzung neben einem 
Antrag auf Erteilung einer Bewilligung 
oder einer gehobenen Erlaubnis zulässig. 
Durch einfache Erlaubnis kann auch eine 
solche Benutzung vorläufig zugelassen 
werden, für die eine Bewilligung oder 
eine gehobene Erlaubnis in Betracht 
kommt. In diesem Fall ist die einfache 
Erlaubnis für eine Frist zu erteilen, die 
ein Jahr nicht überschreiten soll. 

(4) Die Erlaubnis geht mit der Wasser- 
benutzungsanlage oder, wenn sie für ein 
Grundstück erteilt ist, mit diesem auf den 
Rechtsnachfolger über, soweit bei der Er- 
teilung nichts anderes bestimmt ist." 
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4. § 9 wird wie folgt geändert: 

a) Der bisherige einzige Absatz wird Absatz 1. 

b) Es wird folgender Absatz 2 angefügt: 

„(2) Eine abgelaufene Bewilligung kann 
ohne förmliches Verfahren um eine ange- 
messene Frist verlängert werden, wenn nicht 
überwiegende Belange des Wohls der All- 
gemeinheit, insbesondere der öffentlichen 
Wasserversorgung, entgegenstehen." 

5. Nach § 12 wird folgender § 12 a eingefügt: 

-r § 12a 

Gehobene Erlaubnis 

Für die gehobene Erlaubnis gelten § 8 Abs. 3 
und 4, §§ 9, 10 und 11 entsprechend." 

6. Dem § 15 Abs. 4 wird folgender Satz angefügt: 

„Unberührt bleibt die Zulässigkeit nachträg- | 
lieber Anforderungen und Maßnahmen ohne 
Entschädigung nach § 5." | 

7. In § 16 Abs. 2 Satz 1 sind die Worte „können j 

öffentlich aufgefordert werden" durch die Worte 
„sind öffentlich aufzufordern" zu ersetzen. j 

8. § 19 wird wie folgt geändert: 

a) Nach Absatz 1 wird folgender Absatz 2 ein- 
gefügt: j 

„(2) In Wasserschutzgebieten für die j 
öffentliche Wasserversorgung bedürfen, so- j 
weit die Länder nichts anderes bestimmen, 
einer Genehmigung 

1. Arbeiten, die auf den gewachsenen Bo- 
den einwirken, 

2. Sprengungen jeder Art, 

3. die Errichtung oder Änderung von 

Anlagen zur Stein-, Sand-, Kies- oder 
Tongewinnung, 

Anlagen zum Entnehmen, Zutagefördern, j 
Zutageleiten, Ableiten oder Aufstauen 
von Grundwasser, Müll- oder Schuttab- , 
lagerungen, Sickergruben, Verrieselungs- , 
oder Verregnungsanlagen für Abwässer, j 
Kanalisations- oder Kläranlagen, ge- i 
werbliche Anlagen, 

Anlagen zur Beförderung, zum Lagern 
oder Ansammeln wassergefährdender 
Stoffe (§ 19 a Abs. 1 und 2), i 

Schlachthöfen, Abdeckereien, Räumen zum 
dauernden Aufenthalt von Menschen 
oder Tieren, Friedhöfen." j 

b) Der bisherige Absatz 2 wird Absatz 3; die j 
Einleitung sowie die Nummer 1 erhalten ! 
folgende Fassung: 

i 

„(3) Darüber hinaus können in Wasser- ! 
Schutzgebieten aller Art 
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1 . bestimmte Handlungen verboten oder für 
nur beschränkt zulässig, insbesondere für 
genehmigungspflichtig, erklärt werden 
und". 

c) Der bisherige Absatz 3 wird Absatz 4, wobei 
im 1. Halbsatz die Worte „Absatz 2" durch 
die Worte „ Absatz 3" ersetzt werden. 

d) Der bisherige Absatz 4 wird Absatz 5. 

e) Es wird folgender Absatz 6 angefügt: 

„(6) Ist die Festsetzung eines Wasser- 
schutzgebietes beabsichtigt, so kann vor- 
läufig angeordnet werden, daß Handlungen, 
die nach der Festsetzung voraussichtlich 
genehmigungspflichtig sind, in dem betref- 
fenden Gebiet einer Genehmigung bedürfen. 
Die vorläufige Anordnung tritt außer Kraft, 
sobald über die Festsetzung entschieden ist, 
spätestens jedoch nach Ablauf von zwei 
Jahren." 

9. In § 20 wird folgender Absatz 3 angefügt: 

„(3) Wegen der Entschädigung ist der 
ordentliche Rechtsweg gegeben." 

10. Nach § 26 wird folgender § 26 a eingefügt: 

„§ 26 a 

Mindestanforderungen an Einleitungen 
von Stoffen 

(1) Zum Schutz der oberirdischen Gewässer 
vor vermeidbaren Verunreinigungen bestimmt 
die Bundesregierung mit Zustimmung des Bun- 
desrates durch Rechtsverordnung Mindest- 
anforderungen, denen bestimmte Stoffe, die ein- 
geleitet werden, genügen müssen. Die Mindest- 
anforderungen sind auch auf Einleitungen auf 
Grund bestehender Rechte oder Befugnisse an- 
zuwenden. Sie müssen nach dem jeweiligen 
Stand von Wissenschaft und Technik erfüllbar 
sein und dürfen die zulässige Beschaffenheit 
der Stoffe nur insoweit begrenzen, als einer 
Unterschreitung in jedem Falle, vorbehaltlich 
der Ausnahmen nach den Absätzen 3 und 4, 
wasserwirtschaftliche Belange entgegenstehen. 
Die Zulässigkeit weitergehender Anforderun- 
gen bei Einleitung von Stoffen bleibt unbe- 
rührt. 

(2) Rechtsverordnungen nach Absatz 1 treten 
nicht vor Ablauf von zwei Jahren seit ihrer 
Verkündung in Kraft. Die Bundesregierung hat 
bis zum 31. Dezember 1972 eine Rechtsverord- 
nung nach Absatz 1 zu erlassen. 

(3) Die Länder können bestimmen, daß Ein- 
leitungen 

1. in Gewässer oder Gewässerteile, für die 
gemäß § 27 a Abs. 3 Abweichungen von den 
in § 27 a Abs. 1 bestimmten Merkmalen zu- 
gelassen sind, 
oder 
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2. deren Auswirkungen auf die physikalische, 
chemische und biologische Beschaffenheit 
des Wassers von wasserwirtschaftlich unter- 
geordneter Bedeutung sind, 

nicht oder nur teilweise den Mindestanforde- 
rungen nach Absatz 1 zu genügen brauchen. 
Vorschriften nach Satz 1 müssen spätestens ein 
Jahr vor dem Inkrafttreten der Rechtsverord- 
nung nach Absatz 1 verkündet werden. 

(4) Für rechtmäßige Anlagen, aus denen 
beim Inkrafttreten der Rechtsverordnung .nach 
Absatz 1 auf Grund einer Erlaubnis oder Be- 
willigung, eines alten Rechts oder einer alten 
Befugnis Stoffe in ein Gewässer eingeleitet 
werden, kann 

1. eine längere als die in der Rechtsverordnung 
bestimmte Frist zugelassen werden, soweit 
die Durchführung der erforderlichen Maß- 
nahmen innerhalb dieser Frist für Vorhaben 
der Art, zu denen die Anlage gehört, wirt- 
schaftlich nicht vertretbar ist, oder 

2. eine Abweichung von den Anforderungen 
der Rechtsverordnung zugelassen werden, 
soweit die Aufwendungen, die erbracht wer- 
den müßten, um den Mindestanforderungen 
der Rechtsverordnung zu genügen, in kei- 
nem Verhältnis zu der mit diesen Anfor- 
derungen erreichbaren Verbesserung der 
Beschaffenheit des Gewässers stehen." 

11. Nach § 27 wird folgender § 27 a eingefügt: 

„§ 27 a 

Mindestgüte und Sanierung der Gewässer 

(1) Zur Gesunderhaltung und Sanierung der 
Gewässer bestimmt die Bundesregierung mit 
Zustimmung des Bundesrates durch Rechtsver- 
ordnung Merkmale, denen die Beschaffenheit 
oberirdischer Gewässer mindestens entsprechen 
muß, und die Verfahren, nach denen diese Be- 
schaffenheit festzustellen ist. Die Merkmale sind 
für bestimmte Kategorien von Gewässern oder 
Gewässerteilen entsprechend deren Nutzungs- 
zwecken abzustufen. Die Zulässigkeit weiter- 


gehender Anforderungen an die Beschaffenheit 
der Gewässer bleibt unberührt. 

(2) Die Bundesregierung hat bis zum 31. De- 
zember 1972 eine Rechtsverordnung gemäß Ab- 
satz 1 zu erlassen. Die Länder ordnen die der 
Geltung dieses Gesetzes unterliegenden Gewäs- 
ser den Kategorien gemäß der Rechtsverord- 
nung der Bundesregierung zu. Teile eines Ge- 
wässers können verschiedenen Kategorien zuge- 
ordnet werden. 

(3) Die Länder können für bestimmte Gewäs- 
ser oder Gewässerteile Abweichungen von den 
in der Rechtsverordnung der Bundesregierung 
bestimmten Merkmalen zulassen, soweit dies 
wegen der besonderen Verhältnisse des Einzel- 
falles unausweichlich ist und dadurch nicht 
außerhalb des Landes die Sanierung von Ge- 
wässern oder Gewässerteilen gemäß Absatz 4 
notwendig oder erschwert wird. 

(4) Fehlt bei einem oberirdischen Gewässer 
oder Gewässerteil die mindestens notwendige 
Beschaffenheit nach den Vorschriften gemäß den 
Absätzen 1 bis 3, so ist durch zusätzliche Anfor- 
derungen (§ 5), den Widerruf von Erlaubnissen 
(§ 7 Abs. 1), die Beschränkung oder Rücknahme 
bestehender Rechte (§§ 12, 15), Ausgleichsver- 
fahren (§ 18), den Erlaß von Reinhalteordnun- 
gen (§ 27) oder sonstige Maßnahmen sicherzu- 
stellen, daß diese Beschaffenheit wiederherge- 
stellt wird." 

Artikel 2 

Dieses Gesetz gilt nach Maßgabe des § 13 Abs. 1 
des Dritten Überleitungsgesetzes vom 4. Januar 1952 
(Bundesgesetzbl. I S. 1) auch im Land Berlin. Rechts- 
verordnungen, die auf Grund dieses Gesetzes erlas- 
sen werden, gelten im Land Berlin nach § 14 des 
Dritten Überleitungsgesetzes. 

Artikel 3 

Dieses Gesetz tritt am Tage nach seiner Verkün- 
dung in Kraft. 


Bonn, den 7. März 1972 
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Begründung 


Allgemeines j 

Die vorliegende Novelle knüpft an den Regierungs- 
entwurf eines Vierten Gesetzes zur Änderung des 
Wasserhaushaltsgesetzes (Drucksache VI/2869) an. 
Sie stellt eine inhaltliche Ergänzung dieses Regie- 
rungsentwurfs dar. In grundsätzlicher Übereinstim- 
mung mit dessen Zielsetzung ist ihr Zweck darauf 
gerichtet, wirksamere Maßnahmen zum Schutz der 
Gewässer gegen Verunreinigungen zu ermöglichen. 
Dieses bedeutsame Ziel erfordert jedoch eine Reihe 
weiterer Änderungen des WHG über den Regie- 
rungsentwurf hinaus. Die notwendigen weiteren Ge- 
setzesänderungen bilden den Inhalt dieser Novelle. 
Auf Grund dieser Umstände sollte die parlamenta- 
rische Beratung und Beschlußfassung über beide Ent- 
würfe verbunden werden. 

Die Schwerpunkte der vorliegenden Novelle liegen 
in der eröffneten Möglichkeit, das WHG auf mittel- 
bare Einleiter auszudehnen (Artikel 1 Nr. 1, § 3 
Abs. 3 WHG), in der erweiterten Zulässigkeit nach- 
träglicher Anforderungen an rechtmäßige Gewässer- 
benutzungen (Artikel 1 Nr. 2 und 6 f §§ 5 und 15 
Abs. 4 WHG), in der Neuregelung der Erlaubnis mit 
der Unterscheidung einer einfachen und einer geho- 
benen Erlaubnis (Artikel 1 Nr. 3 und 5, §§ 7 und 12 a 
WHG), in der eingehenderen Regelung der Nut- 
zungsbeschränkungen in Wasserschutzgebieten (Ar- 
tikel 1 Nr. 8, § 19 WHG) sowie darin, daß durch 
Rechtsverordnung der Bundesregierung Mindest- 
anforderungen an Einleitungen von Stoffen (Arti- 
kel 1 Nr. 10, § 26 a WHG) und Merkmale der Min- 
destgüte von Gewässern (Artikel 1 Nr. 11, § 27 a 
WHG) festgesetzt werden können. 

Die Vorschriften der Novelle halten sich durch- 
weg, jedenfalls aber — wie letztlich nur erforderlich 
(BVerfGE 4, 128 ff.) — als Ganzes und in der Ge- 
samtheit des WHG, innerhalb der Rahmengesetzge- 
bungskompetenz des Bundes gemäß Artikel 75 
Abs. 1 Nr. 4 GG. 

Einzelbegründung zu Artikel 1 

Zu Nummer 1 (§ 3 Abs. 3 und 4 WHG) 

Der neue § 3 Abs. 3 eröffnet die Möglichkeit, die Kon- 
trolle und die Sanktionen nachdem WHG auf das sog. 
mittelbare Einleiten und Einbringen von Stoffen in 
Gewässer auszudehnen. Es hat sich in der Praxis als 
Mangel des WHG herausgestellt, daß es als Gewäs- 
serbenutzungen nur das unmittelbare Einleiten und 
Einbringen von Stoffen in Gewässer im Sinne des § 1 
erfaßt, nicht jedoch mittelbare Benutzungen; bei die- 
sen werden Stoffe in Gräben oder Kanalisation ein- 
geleitet oder eingebracht, aus denen sie, gewollt 
oder ungewollt, in einen Vorfluter gelangen. Tat- 
sächlich können solche mittelbaren Benutzungen die j 


I Eigenschaften der Gewässer weit nachteiliger beein- 
flussen als viele unmittelbare Benutzungen. Allein 
verantwortlich ist nach der gegenwärtigen Geset- 
zeslage der unmittelbar einleitende Betreiber der 
Abwasseranlage, in der Regel also die Gemeinde. 
Diese kann zudem oft kaum feststellen, wer die 
Schadstoffe eingeleitet hat, und ist durch Sicherungs- 
vorschriften oder Regreßvorbehalte in den Abwas- 
sersatzungen nur ungenügend gesichert. 

Dennoch wäre es unpraktikabel, die Geltung des 
WHG generell auf die mittelbaren Benutzungen zu 
erstrecken. Die heute bereits überbeanspruchten 
Wasserbehörden wären mit der dann erforderlichen 
Prüfung, Erteilung und Überwachung einer unüber- 
sehbaren Zahl von Erlaubnissen und Bewilligungen 
überfordert. In dieser Lage beschreitet § 3 Abs. 3 
den Ausweg, daß die Geltung des WHG nicht direkt 
und generell auf mittelbare Benutzungen ausgedehnt 
wird; die Vorschrift ermöglicht es vielmehr, gezielt 
und entsprechend der Dringlichkeit in bestimmten 
Gebieten oder in den gebotenen Fällen mittelbare 
Benutzungen wie eine Benutzung im Sinne des § 3 
zu behandeln und damit dem WHG zu unterwerfen. 
Mit einer rechtsförmigen Reglementierung und Vor- 
kontrolle mittelbarer Benutzungen unter spezifisch 
wasserwirtschaftlichen Gesichtspunkten wird zu- 
gleich einer Ausdehnung der strafrechtlichen Ver- 
antwortlichkeit auf mittelbare Einleiter, wie sie § 38 
WHG in der Fassung des Entwurfs eines Vierten 
Gesetzes zur Änderung des Wasserhaushaltsgesetzes 
(Drucksache VI/2869) vorsieht, die erforderliche 
und hinreichend sichere Grundlage für die Bestim- 
mung der Rechtswidrigkeit mittelbarer Einleitungen 
geliefert. 

Die ra'hmenrechtlich konzipierte Vorschrift des § 3 
Abs. 3 ist — ähnlich wie § 19 WHG — hinsichtlich 
der Zuständigkeit und des Verfahrens auf eine Er- 
gänzung durch den Landesgesetzgeber angelegt. 

Die Möglichkeit, auch mittelbare Einleitungen was- 
serwirtschaftlich zu reglementieren und zu kontrol- 
lieren, findet ihr Vorbild in den Niederlanden. Dort 
können die gesetzlich vorgesehenen Reinhaltungs- 
ordnungen der Provinzen oder der Wasserverbände 
auch mittelbare Einleiter erfassen und einer Kon- 
trolle unterwerfen. § 3 Abs. 3 'WHG in der neuen 
Fassung soll diese in den Niederlanden bewährte 
Möglichkeit auch im deutschen Wasserrecht er- 
öffnen. 

Zu Nummer 2 (§ 5 WHG) 

Die Neufassung des bisherigen § 5 Satz 2 enthält 
eine Klarstellung im Sinne eines weitergehenden 
Vorbehalts nachträglicher Anforderungen bei be- 
willigten Gewässerbenutzungen. Unberührt bleibt 
die Zulässigkeit nachträglicher Anforderungen ge- 
i mäß § 5 Satz 1 Nr. 1, für die Satz 2 nicht gilt. 
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Die gegenwärtige Fassung des Satzes 2, daß die 
dort näher bezeichneten Maßnahmen — abgesehen 
von ihrer Vereinbarkeit mit der in Frage stehenden 
Benutzung — „wirtschaftlich gerechtfertigt" sein 
müssen, läßt offen, ob die wirtschaftliche Tragbar- 
keit sich nach dem subjektiven Vermögen des je- 
weiligen Benutzers oder nach einem objektiven 
Maßstab bestimmen soll. Damit, daß nunmehr Vor- 
haben der Art, denen die Benutzung dient, den Maß- 
stab für die wirtschaftliche Vertretbarkeit abgeben 
sollen, wird eine objektive Beurteilungsbasis zu- 
grunde gelegt. Die Neufassung lehnt sich an die be- 
währte Vorschrift des § 25 Abs. 3 der Gewerbeord- 
nung in der Fassung des Änderungsgesetzes vom 
22. Dezember 1959 (Bundesgesetzbl. I S. 782) und an 
§ 16 des Entwurfs eines Bundes-Immissionsschutz- 
gesetzes (Drucksache VI/2868) an. Ebenso wie dort 
bei nachträglichen Anordnungen gegenüber geneh- 
migungspflichtigen Anlagen soll bei den betreffen- 
den nachträglichen Anforderungen gegenüber be- 
willigten Gewässerbenutzungen die wirtschaftliche 
Vertretbarkeit nach den Verhältnissen eines ge- 
sunden Durchschnittsbetriebes der jeweiligen Art 
beurteilt werden. Der Inhaber eines sogenannten 
Grenzkastenbetriebes, den diese Maßnahmen mög- 
licherweise wirtschaftlich schwerer treffen, kann aus 
seiner besonderen Situation keine Einwendungen 
gegen nachträgliche Anforderungen herleiten. Nur 
mit dieser Maßgabe können die wasserwirtschaft- 
lichen Belange in den fraglichen Beziehungen gegen- 
über bewilligten Benutzungen gebührend durchge- 
setzt werden. Darüber hinaus ermöglicht die 
Neufassung des § 5 Satz 2 in Anlehnung an § 16 
des Entwurfs eines Bundes-Immissionsschutzge- 
setzes, daß nachträglich Anordnungen nach Satz 1 
Nr. 2 und 3 auch bei weitergehender wirtschaftlicher 
Vertretbarkeit für den konkreten Benutzer getroffen 
werden können. 

§ 5 Abs. 2 verwirklicht das wasserwirtschaftlich 
gebotene Prinzip, daß alte Rechte und alte Befug- 
nisse dem gleichen Vorbehalt nachträglicher Anfor- 
derungen unterliegen sollten wie Erlaubnisse und 
Bewilligungen nach dem WHG. Hierin liegt eine 
Konkretisierung der Sozialpflichtigkeit. 

Es ist auch erforderlich, die Zulässigkeit nachträg- 
licher Anforderungen gegenüber alten Rechten und 
alten Befugnissen bundeseinheitlich zu regeln. Inso- 
fern erscheinen länderweise Unterschiede weder mit 
den Belangen der Wasserwirtschaft noch mit dem 
Interesse der Benutzer an der Währung der Rechts- 
und Wirtschaftseinheit vereinbar. Das Bedürfnis für 
die bundesrechtliche Regelung entfällt nicht deshalb, 
weil nach den meisten Landeswassergesetzen § 5 
WHG in seiner gegenwärtigen Fassung oder eine 
inhaltsgleiche Bestimmung des Landesrechts für alte 
Rechte und alte Befugnisse entsprechend gilt. Denn 
einmal muß § 5 Abs. 1 WHG in der neuen Fassung 
auf alte Rechte und alte Befugnisse entsprechend 
anwendbar sein. Zum anderen haben nicht alle 
Länder die alten Rechte und die alten Befugnisse 
dem Vorbehalt nachträglicher Anforderungen gemäß 
der jetzigen Fassung des § 5 WHG unterworfen. 
Eine solche Regelung fehlt in Bayern, Bremen und 
Schleswig-Holstein. Insbesondere bestand nach dem 
in Schleswig-Holstein fortwirkenden § 47 Abs. 3 


des preußischen Wassergesetzes vom 7. April 1913 
(pr GS S. 53) der Vorbehalt nachträglicher erhöhter 
Anforderungen nicht kraft Gesetzes, sondern nur bei 
ausdrücklicher Aufnahme in den Verleihungsbe- 
schluß. 


Zu Nummer 3 (§ 7 WHG) 

Das WHG kennt in seiner gegenwärtigen Fassung 
neben der Bewilligung, die ein unwiderrufliches 
Recht auf eine Gewässefbenutzung gewährt und 
mit Drittwirkung gegenüber Betroffenen ausgestattet 
ist, nur die widerrufliche Erlaubnis ohne Drittwir- 
kung. Daran, daß die Erlaubnis im Gegensatz zur 
Bewilligung widerruflich ist, hält auch die vor- 
liegende Novelle fest. In der Praxis hat sich jedoch 
das Bedürfnis herausgestellt, Erlaubnisse durch Dritt- 
wirkung und die Berücksichtigung von Drittinteres- 
sen im Erteilungsverfahren der Bewilligung anzu- 
nähern. 

Die Landeswassergesetze haben die Rechtswirkun- 
gen der Erlaubnis höchst unterschiedlich geregelt. 
Dieser Zustand ist verwirrend und unbefriedigend. 
Die Wassergesetze von Bremen, Hamburg, Hessen, 
Niedersachsen und Nordrhein-Westfalen belassen 
es bei der „einfachen" Erlaubnis im Sinne des 
jetzigen § 7 WHG und sehen keine Annäherung der 
Erlaubnis an die Bewilligung vor. Nach den Wasser- 
gesetzen der Länder Baden-Württemberg, Rhein- 
land-Pfalz, Saarland und Schleswig-Holstein sind 
die Vorschriften, die der Bewilligungsbehörde eine 
Berücksichtigung nachteiliger Wirkungen für andere 
gebieten, insbesondere § 8 Abs. 3 und § 10 WHG, 
auf die Erteilung der Erlaubnis entsprechend an- 
wendbar; auch nach diesen Landesgesetzen ist die 
Erlaubnis jedoch nicht mit Drittwirkung entspre- 
chend § 11 WHG ausgestattet. Weiter geht die 
Regelung der Artikel 16, 17 des Bayerischen Was- 
sergesetzes vom 26. Juli 1962 (GVBl. S. 143; Bekannt- 
machung der Neufassung vom 7. Dezember 1970, 
GVBl. 1971, S. 41), die den §§ 7 und 12 a des vor- 
liegenden Entwurfs eines Änderungsgesetzes zum 
WHG als Vorbild dient. Das Bayerische Wasserge- 
setz kennt eine beschränkte Erlaubnis, die nur die 
Rechtswirkungen gemäß dem geltenden § 7 WHG 
hat (Artikel 17), und eine qualifizierte Erlaubnis für 
Benutzungen im öffentlichen Interesse (Artikel 16). 
Für diese gelten nicht nur die Vorschriften des Be- 
willigungsrechts über die Berücksichtigung von 
Drittinteressen entsprechend; darüber hinaus kommt 
der qualifizierten Erlaubnis bayerischen Rechts eine 
partielle Drittwirkung zu: Ein von nachteiligen Wir- 
kungen Betroffener kann von dem Inhaber der 
qualifizierten Erlaubnis nur Schadensersatz, nicht 
aber die Unterlassung der Benutzung verlangen. 
Nach der am weitesten gehenden Vorschrift des 
Landesrechts, § 16 des Berliner Wassergesetzes vom 
23. Februar 1960 (GVBL S. 133, zuletzt geändert 
durch Gesetz vom 17. Juli 1969, GVBl. S. 1030), 
sollen für jede Erlaubnis, insbesondere § 8 Abs. 3, 
§§ 10 und 11 WHG entsprechend gelten, also die 
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Erlaubnis im vollen Umfang wie die Bewilligung 
mit Drittwirkung ausgestattet sein. 

Der neugefaßte § 7 WHG dient in Verbindung mit 
dem neuen § 12 a WHiG einmal der Vereinheit- 
lichung dieses unübersichtlichen Rechtszustandes. 
Zum anderen unterscheidet er im Absatz 2 unter 
Berücksichtigung der erwähnten praktischen Bedürf- 
nisse sowie in Anlehnung an die bayerische Rege- 
lung zwischen einer einfachen Erlaubnis ohne 
Drittwirkung und einer gehobenen Erlaubnis, bei 
deren Erteilung nach Maßgabe des § 12 a nach- 
teilige Wirkungen für andere zu berücksichtigen 
sind und die Drittwirkung zu den Rechtsfolgen ge- 
hört. Mit einer solchen gehobenen Erlaubnis erhält 
ein Unternehmer eine Benutzungsbefugnis nicht nur 
gegenüber dem Staat, sondern auch gegenüber 
dritten Betroffenen; entgegenstehende Ansprüche 
werden ebenso wie bei einer Bewilligung ausge- 
schlossen (§ 12 a in Verbindung mit § 11 WHG). 
Damit wird bei einer gehobenen Erlaubnis ver- 
mieden, daß die öffentlich-rechtliche und die privat- 
rechtliche Benutzungsbefugnis in mißlicher Weise 
auseinanderfallen. Andererseits bleibt die Wider- 
ruflichkeit jeder Erlaubnis im Interesse der Wasser- 
wirtschaft unberührt. 

Aus § 7 Abs. 3 ergibt sich, daß grundsätzlich die 
Erteilung einer gehobenen Erlaubnis in Betracht 
kommt. Die gehobene Erlaubnis nach dem baye- 
rischen Vorbild nur bei Benutzungen im öffentlichen 
Interesse vorzusehen, wird den Bedürfnissen nicht 
im vollen Umfang gerecht. Denn es besteht grund- 
sätzlich und unabhängig vom öffentlichen Interesse 
an der Benutzung ein schutzwürdiges Interesse des 
Unternehmers daran, daß die ertaubte Benutzung 
zugleich gegen privatrechtliche Ansprüche Dritter 
abgeschirmt wird. Ebenso erscheint es sachgerecht, 

daß der Drittwirkung entsprechend — nachteilige 

Wirkungen für andere bei der Erteilung einer Er- 
laubnis in förmlicher Weise berücksichtigt werden 
müssen, wie es § 12 a für die gehobene Erlaubnis 
vorschreibt. § 7 Abs. 3 nennt die Voraussetzungen, 
unter denen ausnahmsweise eine einfache Erlaubnis 
erteilt werden kann. Dies ist der Fall, wenn mit 
Einwendungen Dritter nicht zu rechnen ist, eine alte 
Benutzung im Sinne des § 17 WHG den Gegenstand 
der Erlaubnis bildet oder der Unternehmer die Er- 
teilung gerade einer einfachen Erlaubnis beantragt. 

Unter Nummer 3 ist in § 7 Abs. 3 weiterhin be- 
stimmt, daß der Unternehmer eine einfache Er- 
laubnis auch zum Zwecke der vorläufigen Zulassung 
einer Benutzung neben einer Bewilligung oder einer 
gehobenen Erlaubnis beantragen kann und daß auch 
eine solche Benutzung durch einfache Erlaubnis vor- 
läufig zugelassen werden kann, für die eine Bewil- 
ligung oder eine gehobene Erlaubnis in Betracht 
kommt. Die einfache Erlaubnis eignet sich als 
Rechtsform einer vorläufigen Zulassung, weil ihr 
gegenüber sowohl die Bewilligung als auch die ge- 
hobene Erlaubnis, die dem Unternehmer eine 
stärkere Rechtsposition gewähren, regelmäßig 
eines langwierigen Verfahrens zur Prüfung von be- 
troffenen Interessen und Einwendungen bedarf. Es 
ist nicht zu befürchten, daß die wasserwirtschaft- 
lichen Belange durch derartige einfache Erlaubnisse 
zum Zwecke vorläufiger Zulassung gefährdet wer- 


den. Insofern ist bedeutsam, daß die einfache 
Erlaubnis dem Unternehmer weder in öffentlich- 
rechtlicher noch in privatrechtlicher Hinsicht Be- 
standsschutz gewährt. Der Unternehmer nimmt 
somit die Benutzung und Investitionen im Zusam- 
menhang hiermit auf eigenes Risiko vor. Im 
übrigen können Gefährdungen durch Benutzungsbe- 
dingungen und Auflagen gemäß § 4 WHG abge- 
wendet werden. Mit einer einfachen Erlaubnis als 
vorläufiger Zulassung können insbesondere Härten 
für deutsche Unternehmer gemildert werden, die 
sich daraus ergeben, daß Koükurrenten im Ausland 
Gewässerbenutzungen zum Teil großzügiger und 
schneller gestattet werden. Die Befristung auf 
grundsätzlich nicht mehr als ein Jahr gewährleistet 
den vorläufigen Charakter derartiger einfacher Er- 
laubnisse. 

Absatz 4 regelt den Übergang jeder Erlaubnis auf 
den Rechtsnachfolger. Diese Vorschrift entspricht 
dem für die Bewilligung geltenden § 8 Abs. 6 WHG. 
Im übrigen haben die meisten Länder bereits gleich- 
bedeutende Regelungen für die Erlaubnis getroffen. 

Zu Nummer 4 (§ 9 WHG) 

Nach § 9 Abs. 2 kann eine abgelaufene Bewilligung 
in einem vereinfachten, nichtförmlichen Verfahren 
verlängert werden, wenn nicht überwiegende Be- 
lange des Wohls der Allgemeinheit, insbesondere 
der öffentlichen Wasserversorgung, entgegenstehen. 
Diese Regelung findet Vorbilder in § 18 des Landes- 
wassergesetzes für Rheinland-Pfalz vom 1. August 
1960 (GVBl. S. 153; in der Fassung des EGOWiG 
vom 24. Mai 1968, Bundesgesetzbl. I S. 503) und § 16 
des Saarländischen Wassergesetzes vom 28. Juni 
1960 (Amtsbl. 511; in der Fassung des EGOWiG vom 
24. Mai 1968, Bundesgesetzbl. I S. 503, und des Än- 
derungsgesetzes vom 25. Februar 1970, Amtsbl. 
S. 306), ist gegenüber diesen Vorschriften jedoch 
der Formulierung des § 6 WHG angeglichen. Sie 
erübrigt die Einführung einer längeren Bewilli- 
gungsdauer oder einer unbefristeten Bewilligung. 
Der Entwurf beläßt es dabei, daß eine Bewilligung 
nach § 8 Abs. 5 WHG grundsätzlich nur für längstens 
30 Jahre erteilt werden darf. An die Stelle der ver- 
schiedentlich geforderten Lockerung oder Aufhebung 
dieser obligatorischen Befristung soll das verein- 
fachte Verlängerungsverfahren treten. Damit bleibt 
die Kontrolle der Wasserbehörden über bewilligte 
Benutzungen ungeschmälert erhalten. Insofern 
unterscheidet sich § 9 Abs. 2 WHG von dem frü- 
heren § 47 Abs. 4 des preußischen Wassergesetzes, 
der unter entsprechenden Voraussetzungen einen 
materiell-rechtlichen „Rechtsanspruch auf Fortset- 
zung des verliehenen Rechts" (StenB AH S. 8133) 
gewährte. Zudem ist die Wasserbehörde nach § 9 
Abs. 2 WHG nicht verpflichtet, das nicht-förmliche 
Verlängerungsverf ähren anzu wenden. Umständ- 
liche und unergiebige förmliche Verfahren zur wie- 
derholten Erteilung einer Bewilligung können jedoch 
vermieden werden. In Betracht kommen wird das 
vereinfachte Verlängerungsverfahren z. B. bei Be- 
willigungen für Talsperren, Triebwerke und son- 
stige Anlagen, die das benutzte Wasser weder 
verbrauchen noch verschmutzen. 
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Zu Nummer 5 (neuer § 12 a WHG) 

Der neue § 12 a WHG regelt die nähere Ausgestal- 
tung der gehobenen Erlaubnis durch die Übernahme 
der bezeichneten Vorschriften aus idem Bewilli- 
gungsrecht. Wegen der grundsätzlichen Bedeutung 
der gehobenen Erlaubnis wird auf die Begründung 
zu Artikel 1 Nr. 3 (§ 7 WHG) Bezug genommen. 

Auf Grund der Verweisung auf § 8 Abs. 3 und 4 
WHG sind Einwendungen Betroffener wegen nach- 
teiliger Einwirkungen bei der Erteilung einer ge- 
hobenen Erlaubnis grundsätzlich im gleichen Um- 
fang zu berücksichtigen wie bei der Erteilung einer 
Bewilligung. Ebenso gelten in formeller Beziehung 
die Vorschriften über ein förmliches Verfahren 
(§ 9 WHG) und über den Vorbehalt nachträglicher 
Entscheidungen (§ 10 WHG) für die gehobene Er- 
laubnis entsprechend. Alle diese Bestimmungen, die 
der Berücksichtigung von Belangen Betroffener die- 
nen, stehen in sachnotwendigem Zusammenhang 
mit der Verweisung auf § 11 WHG. Die entspre- 
chende Geltung dieser Vorschriften bildet den 
eigentlichen Kern der Regelung. Hierdurch wird die 
gehobene Erlaubnis ebenso wie die Bewilligung in 
vollem Umfang mit Drittwirkung ausgestattet, in- 
dem Ansprüche Betroffener auf Beseitigung einer 
Störung durch die Benutzung, auf deren Unterlas- 
sung, auf die Herstellung von Schutzeinrichtungen 
oder auf Schadensersatz ausgeschlossen werden. Eine 
solche Regelung hat, worauf in der Begründung zu 
§ 7 WHG bereits hingewiesen wurde, für die Er- 
laubnis § 16 des Berliner Wassergesetzes vorweg- 
genommen. Bedenken, die gegen diese Regelung 
des Berliner Wassergesetzes erhoben worden sind, 
beziehen sich auf die Vereinbarkeit mit § 22 WHG 
und entfallen somit bei der bundesrechtlichen No- 
vellierung des WHG. 

Zu Nummer 6 (§ 15 Abs. 4 WHG) 

Da nach § 15 Abs. 4 WHG die Beschränkung alter 
Rechte und alter Befugnisse entschädigungspflichtig 
ist, muß durch den angefügten Satz klargestellt wer- 
den, daß diese Regelung für nachträgliche Anfor- 
derungen und Maßnahmen nach § 5 WHG nicht gilt, 
hierfür vielmehr keine Entschädigung zu leisten ist. 

Zu Nummer 7 (§ 16 Abs. 2 WHG) 

§ 16 Abs. 2 WHG wird von einer „Kann-Vorschrift" 
in eine „Muß-Vorschrift" umgewandelt. Die dort 
vorgesehenen öffentlichen Aufforderungen zur An- 
meldung alter Rechte und alter Befugnisse, ver- 
bunden mit einer Ausschlußfrist, sind notwendig, 
damit die Rechtsverhältnisse an Gewässern über- 
schaubar werden. Zwar sind inzwischen in fast allen 
Ländern Aufforderungen gemäß § 16 Abs. 2 er- 
gangen. In Baden-Württemberg ist jedoch bisher 
keine dementsprechende Aufforderung erfolgt. 
Durch die Umwandlung des § 16 Abs. 2 in eine 
„Muß-Vorschrift" wird gewährleistet, daß im ge- 
samten Bundesgebiet — und zwar auch, soweit dies 
bisher nicht geschehen ist — Aufforderungen er- 
gehen müssen, alte Rechte und alte Befugnisse 
innerhalb der dreijährigen Ausschlußfrist anzu- 
melden. 


Zu Nummer 8 (§ 19 WHG) 

Der neue § 19 Abs. 2 WHG regelt die Rechtswirkun- 
gen von Wasserschutzgebietsfestsetzungen wesent- 
lich eingehender, als dies gegenwärtig der Fall ist. 
In den praktisch wichtigsten Schutzgebieten für die 
öffentliche Wasserversorgung wird eine größere 
Zahl von Handlungen, die das Wasser gefährden 
können, einer Genehmigungspflicht unterworfen. 
Diese Vorschrift lehnt sich an § 25 Abs. 1 des 
Wassergesetzes für das Land Nordrhein-Westfalen 
(LWG NW) vom 22. Mai 1962 (GVB1. S. 235; zuletzt 
geändert durch Gesetz vom 16. Dezember 1969, 
GVB1. 1970, S. 28) an. Durch die kraft Gesetzes ein- 
tretende Genehmigungspflicht wird auf der einen 
Seite die Wirkung von Wasserschutzgebietsfest- 
setzungen intensiviert. Auf der anderen Seite ent- 
spricht die Begründung einer Genehmigungspflicht 
anstelle von Verboten dem Grundsatz der Verhält- 
nismäßigkeit. 

Den Ländern ist eine abweichende Regelung Vor- 
behalten. Auf diesem Wege können die Länder 
insbesondere das Verhältnis der Genehmigungs- 
pflicht in Wasserschutzgebieten zu einer eventuell 
eingreifenden Erlaubnis- oder Bewilligungspflicht 
sowie anderen Genehmigungsgeboten regeln. Hier- 
| für bieten die Sätze 2 und 3 des § 25 Abs. 1 LWG 
NW ein Vorbild. 

§ 19 Abs. 3 WHG enthält eine dem neuen Absatz 2 
angepaßte Neufassung des bisherigen Absatzes 2. 
Aus dem neuen Absatz 3 ergibt sich, daß auf seiner 
| Grundlage sowohl in Absatz 2 genannte Hand- 
; lungen ganz oder teilweise verboten als auch ' 
Nutzungsbeschränkungen hinsichtlich weiterer 
! Handlungen geschaffen werden können. Unter dem 
1 jetzigen Absatz 2 ist streitig, ob Handlungen auch 
durch die Begründung einer Genehmigungspflicht 
für „beschränkt zulässig" im Sinne dieser Vor- 
schrift erklärt werden können. Nummer 3 des neuen 
Absatzes 3 stellt klar, daß dies möglich ist, und be- 
stätigt damit die herrschende Meinung unter der 
! jetzigen Gesetzesfassung. Mithin können weitere 
| Handlungen über die in dem neuen Absatz 2 ge- 
nannten hinaus einer Genehmigungspflicht unter- 
worfen werden. 

Die neuen Absätze 4 und 5 beruhen auf einer 
redaktionellen Anpassung. 

Absatz 6 ermöglicht vorläufige Schutzanordnungen, 

I wenn die Festsetzung eines Wasserschutzgebietes 
beabsichtigt ist. Der Inhalt vorläufiger Schutzanord- 
nungen besteht darin, daß Handlungen, die nach der 
Festsetzung voraussichtlich genehmigungspflichtig 
sind, bereits einer Genehmigung bedürfen. Die Vor- 
I schrift ist dem in der Praxis bewährten § 25 Abs. 3 
j LWG NW nachgebildet. Im übrigen erfüllen vor- 
| läufige Schutzanordnungen nach § 19 Abs. 6 WHG 
eine ähnliche Funktion wie eine Veränderungs- 
| sperre zur Sicherung von Planungen, die der Re- 
gierungsentwurf eines Vierten Gesetzes zur Än- 
derung des WHG in Artikel 1 Nr. 7 (§ 36 a WHG) 
vorsieht. Die Regelung des Außerkrafttretens ist 
derjenigen für das Außerkrafttreten derartiger Ver- 
änderungssperren sowie der Veränderungssperren 
| nach dem Bundesbaugesetz (§ 17) angeglichen. 
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Zu Nummer 9 (neuer § 20 Abs. 3 WHG) | 

l 

Der neue Absatz 3 des § 20 WHG schreibt für alle 
Entschädigungen nach dem WHG den ordentlichen 
Rechtsweg vor. Durch Artikel 14 Abs. 3 Satz 3 GG 
ist der ordentliche Rechtsweg nur insoweit geboten, 
als eine Enteignungsentschädigung in Frage steht. 
Soweit eine im WHG vorgesehene Entschädigung, 
die keinen Ausgleich für eine Enteignung darstellt, 
im Streite ist, wäre dagegen gemäß der General- 
klausel des § 40 Abs. 1 der Verwaltungsgerichts- 
ordnung (VwGO) der Rechtsweg zu den Verwal- 
tungsgerichten gegeben; dabei wäre überdies ein 
verwaltungsbehördliches Vorverfahren gemäß den 
§§ 68 ff. VwGO einzuhalten. Eine derartige Auf- 
spaltung des Rechtsweges in Entschädigungssachen 
nach dem WHG ist in der Praxis nicht tragbar. So 
haben die meisten Landeswassergesetze bereits den 
einheitlichen ordentlichen Rechtsweg für Entschädi- 
gungen vorgeschrieben. Einen aufgespaltenen 
Rechtsweg läßt dagegen das Wassergesetz für 
Baden-Württemberg in § 112 bestehen. Eine solche 
Regelung die auch in Baden-Württemberg Kritik 
gefunden hat, wird durch den neuen § 20 Abs. 3 
WHG ausgeschlossen. 

Zu Nummer 10 (neuer § 26 a WHG) 

Der neue § 26 a WHG ist ebenso wie der nach- 
folgende § 27 a an die entsprechend bezeichneten 
Vorschriften angelehnt, welche die Entwürfe eines 
Dritten Änderungsgesetzes zum WHG in der vierten 
Legislaturperiode enthielten (Drucksache IV/3140 
und vor allem Drucksache IV/3522). Auf die Begrün- 
dung beider Entwürfe wird Bezug genommen. Die 
vorliegende Novelle enthält gegenüber den frühe- 
ren Entwürfen eine Reihe von Präzisierungen und 
Klarstellungen. 

Die Vorschrift des § 26 a dient dem Zweck, die ober- 
irdischen Gewässer vor vermeidbaren Verunreini- 
gungen zu schützen. Die zunehmende Verschmutzung 
der Gewässer macht diesen Schutz immer dringen- 
der. Die Mindestanforderungen, welche die Bundes- 
regierung mit Zustimmung des Bundesrates für Ein- 
leitungen in Gewässer durch Rechtsverordnung vor- 
schreiben kann, stellen keine umfassenden und ab- 
schließenden Einleitungsbedingungen dar. Solche 
dürften dergestalt, daß sie für alle Gewässer und 
unter allen Verhältnissen Gültigkeit haben, empi- 
risch kaum zu ermitteln und als Rechtssätze nicht 
praktikabel sein. Absatz 1 Satz 3 stellt klar, daß die 
Mindesanforderungen — ihrer Bezeichnung ent- 
sprechend — nur absolut schädliche Einleitungen 
ausschließen sollen, die grundsätzlich unter keinen 
Umständen wasserwirtschaftlich tragbar sind. Der- 
artige absolut schädliche Einleitungen können empi- 
risch ermittelt und rechtssatzmäßig festgelegt wer- i 
den. Absatz 1 Satz 4 stellt ausdrücklich fest, daß die 
Zulässigkeit weitergehender Anforderungen bei 
Einleitungen von Stoffen unberührt bleibt; er beugt 
damit ebenfalls dem Mißverständnis vor, daß die 
Mindestanforderungen einen abschließenden Maß- 
stab setzten. 


I Die Mindestanforderungen rationalisieren und ver- 
! einheitlichen die Rechtsanwendung bei der Bestim- 
mung absolut schädlicher und wasserwirtschaftlich 
untragbarer Stoffe, deren Einleitung keinesfalls er- 
laubt oder bewilligt werden kann. Die Bestimmung 
dieser Grenze darf nicht unübersehbar vielen Einzel- 
fallentscheidungen überlassen bleiben, die in der 
Praxis immer wieder ungleichmäßig ausfallen müs- 
sen. Sowohl im Interesse einer geordneten Wasser- 
wirtschaft als auch im Interesse der Wettbewerbs- 
gleichheit zwischen den Unternehmern ist insofern 
eine einheitliche Ausrichtung durch Mindestanforde- 
rungen geboten. 

Zur Vermeidung von Härten eröffnen die Absätze 3 
und 4 den Ländern die Möglichkeit, unter besonde- 
ren, sachlich begrenzten Voraussetzungen Abwei- 
chungen von den Mindestanforderungen der Rechts- 
verordnung zuzulassen. Das gilt für besondere Ge- 
wässerverhältnisse (Absatz 3) und für bereits aus- 
geübte rechtmäßige Einleitungen (Absatz 4). Diese 
Ausnahmen entsprechen mit geringfügigen Ver- 
änderungen denjenigen der gleichen Absätze des 
§ 26 a in der letzten Fassung des erwähnten Dritten 
Änderungsgesetzes zum WHG in der vierten Legis- 
laturperiode (Drucksache IV/3522). 

Zu Nummer 11 (neuer § 27 a WHG) 

Auch zu § 27 a WHG wird auf die früheren Entwürfe 
und deren Begründungen Bezug genommen (Druck- 
sache IV/3140 und Drucksache IV/3522). Die Vor- 
schrift dient ebenfalls dem Ziel der Gewässerrein- 
haltung. Sie ermächtigt die Bundesregierung, mit 
Zustimmung des Bundesrates durch Rechtsverord- 
nung Merkmale zu bestimmen, denen die Beschaffen- 
heit oberirdischer Gewässer mindestens entsprechen 
muß. Die gewässerbezogene Bestimmung der Min- 
destgüte ergänzt die einleitungsbezogenen Mindest- 
anforderungen gemäß § 26 a WHG. Durch die 
Zweckbegrenzung in Absatz 1 Satz 1 des § 27 a auf 
die Gesunderhaltung und Sanierung der Gewässer 
und durch den Satz 3 des § 27 a Abs. 1, wonach die 
Zuständigkeit weitergehender Anforderungen an die 
Gewässerbeschaffenheit unberührt bleibt, wird klar- 
gestellt, daß hiermit keine umfassenden Bundes- 
Reinhalteordnungen ermöglicht werden. Vielmehr 
geht es — ebenso wie bei den Mindestanforderungen 
für Einleitungen — nur um die Festsetzung einer 
absoluten Untergrenze, deren Unterschreitung was- 
serwirtschaftlich untragbar ist. 

Absatz 1 Satz 2 schreibt vor, daß die Rechtsverord- 
nung der Bundesregierung die Mindestmerkmale für 
bestimmte Kategorien von Gewässern oder Gewäs- 
serteilen entsprechend deren Nutzungszwecken ab- 
zustufen hat. Derartige Abstufungen nach Gewässer- 
katergorien gibt es bereits nach modernen gesetz- 
lichen Regelungen im Ausland, z. B. in England und 
den USA. Nach Absatz 2 Satz 2 bleibt es den Län- 
dern Vorbehalten, die Gewässer den Kategorien zu- 
zuordnen. Da ein Gewässer oft nicht in seiner Ge- 
samtheit den gleichen Gütevorschriften unterworfen 
werden kann, ist vorgesehen, daß Teile eines Ge- 
wässers verschiedenen Kategorien zugeordnet wer- 
den können. Es wäre ein Mißverständnis, wollte man 
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in der Abstufung nach Gewässerkategorien ein Sy- 
stem der Abklassifizierung in der Art sehen, daß 
eine Klasse verschmutzter Gewässer gleichsam auf- 
gegeben und weiterer Verschmutzung preisgegeben 
würde. Der Entwurf ermöglicht vielmehr die Fest- 
setzung von Mindesgütewerten, die in jedem Fall 
als äußerste Barriere ernst zu nehmen sind, weil sie 
nicht an einem abstrakt-generellen Minimalstandard, 
sondern an einem konkreten, vielfach höheren Min- 
deststandard entsprechend den jeweiligen Nutzungs- 
verhältnissen orientiert sind. 


Absatz 3 gibt den Ländern die Möglichkeit, in eng 
begrenzten Ausnahmefällen Abweichungen von den 
Mindestmerkmalen der Gewässer zuzulassen. 

Absatz 4 regelt die Gewässersanierung in den Fäl- 
len, in denen bei einem oberirdischen Gewässer oder 
Gewässerteil die nach den Absätzen 1 bis 3 erforder- 
liche Mindestbeschaffenheit fehlt. Alsdann sind die 
im einzelnen aufgeführten Maßnahmen, zu denen 
die Wasserbehörden sonst nur ermächtigt sind, 
obligatorisch vorgeschrieben. 
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